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Verordnung uber Mitteilungen an die Finanzbehorden durch
andere Behorden und offentlich-rechtliche Rundfunkanstalten
(Mitteilungsverordnung - MV)

MV
Ausfertigungsdatum: 07.09.1993
Vollzitat:

"Mitteilungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Januar 2025 (BGBI. 2025 | Nr. 14)"
Stand: Neugefasst durch Bek. v. 14.1.2025 I Nr. 14

FuBBnote

(+++ Textnachweis ab: 1.1.1994 +++)

Eingangsformel

Auf Grund des § 93a der Abgabenordnung vom 16. Marz 1976 (BGBI. | S. 613, 1977 1 S. 269), der durch
Artikel 1 Nr. 10 des Gesetzes vom 19. Dezember 1985 (BGBI. | S. 2436) eingefligt worden ist, verordnet die
Bundesregierung:

1. Teil
Allgemeine Vorschriften

§ 1 Grundsatze

(1) Behorden und andere offentliche Stellen einschlieBlich 6ffentlich-rechtlicher Rundfunkanstalten (§ 6 Absatz 1
bis 1c der Abgabenordnung) sind verpflichtet, Mitteilungen an die Finanzbehérden nach MaBgabe der folgenden
Vorschriften ohne Ersuchen zu Ubersenden. Dies gilt nicht, wenn die Finanzbehdrden bereits auf Grund anderer
Vorschriften (iber diese Tatbestande Mitteilungen erhalten. Eine Verpflichtung zur Mitteilung besteht auch dann
nicht, wenn die Gefahr besteht, dass das Bekanntwerden des Inhalts der Mitteilung dem Wohl des Bundes

oder eines deutschen Landes Nachteile bereiten wirde. Ist eine mitteilungspflichtige Behdrde einer obersten
Dienstbehérde nachgeordnet, muss die oberste Behérde dem Unterlassen der Mitteilung zustimmen; die
Zustimmung kann fir bestimmte Fallgruppen allgemein erteilt werden.

(2) Auf Grund dieser Verordnung sind personenbezogene Daten, die dem Sozialgeheimnis unterliegen (§ 35 des
Ersten Buches Sozialgesetzbuch), und nach Landesrecht zu erbringende Sozialleistungen nicht mitzuteilen.

§ 2 Allgemeine Zahlungsmitteilungen
(1) Behorden und andere offentliche Stellen mit Ausnahme 6ffentlich-rechtlicher Rundfunkanstalten haben den
Finanzbehdrden alle Zahlungen mitzuteilen. Satz 1 gilt nicht, sofern

1. der Zahlungsempfanger zweifelsfrei im Rahmen einer land- und forstwirtschaftlichen, gewerblichen oder
freiberuflichen Haupttatigkeit gehandelt hat und die Zahlung zweifelsfrei auf das Geschaftskonto des
Zahlungsempfangers erfolgt,

2. ein Steuerabzug durchgefihrt wird oder
3. die Zahlungen aufgrund anderweitiger Rechtsvorschriften den Finanzbehdérden mitzuteilen sind.

Satz 2 Nummer 1 gilt nicht fir Zahlungen an Berufsbetreuer im Sinne von § 292 des Gesetzes Uber das
Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit sowie fur Vergitungen
an Sachverstandige, Dolmetscher und Ubersetzer im Sinne von Abschnitt 3 des Justizvergiitungs- und
-entschadigungsgesetzes.

(2) Die Finanzbehdrden kdnnen Ausnahmen von der Mitteilungspflicht zulassen, wenn die Zahlungen geringe oder
keine steuerliche Bedeutung haben.
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(3) (weggefallen)

§ 3 Honorare der Rundfunkanstalten

(1) Die offentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten haben Honorare flr Leistungen freier Mitarbeiter mitzuteilen,
die in unmittelbarem Zusammenhang mit der Vorbereitung, Herstellung oder Verbreitung von Horfunk- und
Fernsehsendungen erbracht werden. Das gilt nicht, wenn die Besteuerung den Regeln eines Abzugsverfahrens
unterliegt oder wenn die Finanzbehorden auf Grund anderweitiger Regelungen Mitteilungen Uber die Honorare
erhalten.

(2) Honorare im Sinne des Absatzes 1 sind alle Giter, die in Geld oder Geldeswert bestehen und dem
Steuerpflichtigen flr eine persdnliche Leistung oder eine Verwertung im Sinne des Urheberrechtsgesetzes
zuflieRen.

§ 4 Wegfall oder Einschrankung einer steuerlichen Vergiinstigung

Behdrden und andere 6ffentliche Stellen mit Ausnahme 6ffentlich-rechtlicher Rundfunkanstalten haben
Verwaltungsakte und 6ffentlich-rechtliche Vertrage mitzuteilen, die den Wegfall oder die Einschrankung einer
steuerlichen Vergunstigung zur Folge haben kénnen.

§ 4a Ordnungsgelder nach § 335 des Handelsgesetzbuchs

(1) Das Bundesamt fir Justiz hat als mitteilungspflichtige Stelle im Sinne des § 93¢ Absatz 1 der
Abgabenordnung den Finanzbehdrden die H6he von nach dem 31. Dezember 2021 in Verfahren nach § 335

des Handelsgesetzbuchs festgesetzten Ordnungsgeldern sowie die Daten zur Identifizierung des betroffenen
publizitdtsverpflichteten Unternehmens mitzuteilen, sofern das festgesetzte Ordnungsgeld mindestens 5 000
Euro betragt. Abweichend von § 93¢ Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe d der Abgabenordnung sind die Wirtschafts-
Identifikationsnummer oder die Steuernummer in den Fallen nach Satz 1 dabei nur mitzuteilen, wenn sie dem
Bundesamt flur Justiz bekannt sind.

(2) Die den Finanzbehdrden Gbermittelten Daten sind abweichend von § 93c Absatz 1 Nummer 4 der
Abgabenordnung funf Jahre aufzubewahren; die Frist beginnt mit dem Tag der Festsetzung des Ordnungsgelds.
Weitergehende Aufbewahrungsbestimmungen aufgrund anderer Rechtsvorschriften bleiben unberihrt.

Wird die Festsetzung eines Ordnungsgelds in einem spateren Kalenderjahr ganz oder teilweise widerrufen,
zurickgenommen oder aufgehoben, ist § 93¢ Absatz 3 der Abgabenordnung nicht anzuwenden.

FuBBnote

(+++ § 4a: Zur erstmaligen Anwendung vgl. § 13 +++)

§ 5 Ausgleichs- und Abfindungszahlungen nach dem Flurbereinigungsgesetz

Die Flurbereinigungsbehdrden haben Ausgleichs- und Abfindungszahlungen nach dem Flurbereinigungsgesetz
mitzuteilen.

§ 6 Gewerberechtliche Erlaubnisse und Gestattungen

(1) Behérden und andere &ffentliche Stellen mit Ausnahme 6ffentlich-rechtlicher Rundfunkanstalten haben
mitzuteilen

die Erteilung von Reisegewerbekarten,

zeitlich befristete Erlaubnisse sowie Gestattungen nach dem Gaststattengesetz,

Bescheinigungen Uber die Geeignetheit der Aufstellungsorte flr Spielgerate (§ 33c der Gewerbeordnung),
Erlaubnisse zur Veranstaltung anderer Spiele mit Gewinnmadglichkeit (§ 33d der Gewerbeordnung),
Festsetzungen von Messen, Ausstellungen, Markten und Volksfesten (§ 69 der Gewerbeordnung),

o Uk wWwN R

Genehmigungen nach dem Personenbeférderungsgesetz zur Beférderung von Personen mit
Kraftfahrzeugen im Linienverkehr, die Unternehmern mit Wohnsitz oder Sitz auRerhalb des
Geltungsbereichs des Personenbeférderungsgesetzes erteilt werden,

7. Erlaubnisse zur gewerbsmafigen Arbeitnehmeriiberlassung und
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8. die gemaR der Verordnung (EWG) Nr. 2408/92 des Rates vom 23. Juli 1992 Uber den Zugang von
Luftfahrtunternehmen der Gemeinschaft zu Strecken des innergemeinschaftlichen Flugverkehrs (ABI. EG
Nr. L 240 S. 8) erteilten Genehmigungen, Verkehrsrechte auszuiben.

(2) Abweichend von § 1 Absatz 2 teilt die Bundesagentur fir Arbeit nach Erteilung der erforderlichen Zusicherung
folgende Daten der auslandischen Unternehmen mit, die auf Grund bilateraler Regierungsvereinbarungen tber
die Beschaftigung von Arbeitnehmern zur Ausfihrung von Werkvertragen tatig werden:

1. die Namen und Anschriften der ausldndischen Vertragspartner des Werkvertrages,
2. den Beginn und die Ausfuhrungsdauer des Werkvertrages und
3. den Ort der Durchfiihrung des Werkvertrages.

§ 7 Ausnahmen von der Mitteilungspflicht iiber Zahlungen

(1) Zahlungen an Behérden und andere 6ffentliche Stellen, Betriebe gewerblicher Art von Kérperschaften des
offentlichen Rechts oder Kérperschaften, die steuerbeglnstigte Zwecke im Sinne des Zweiten Teils Dritter
Abschnitt der Abgabenordnung verfolgen, sind nicht mitzuteilen; maBgebend sind die Verhaltnisse zum Zeitpunkt
der Zahlung. Das gilt auch fur Mitteilungen Uber Leistungen, die von Kdrperschaften des &ffentlichen Rechts im
Rahmen ihrer Beteiligungen an Unternehmen oder Einrichtungen des privaten Rechts erbracht werden.

(2) Mitteilungen Uber Zahlungen sind nicht zu Gbermitteln, wenn die von derselben mitteilungspflichtigen Stelle
an denselben Empfanger geleisteten Zahlungen einschlieBlich von Vorauszahlungen im Kalenderjahr weniger
als 3 000 Euro betragen. Zahlungen, die nach § 1 Absatz 2 oder § 2 nicht mitzuteilen sind, sind dabei nicht zu
bertcksichtigen.

(3) (weggefallen)
FuBBnote

(+++ § 7 Abs. 2 Satz 1: Zur erstmaligen Anwendung vgl. Art. 97 § 4 AOEG 1977 +++)

2. Teil
Mitteilungen

§ 8 Form, Inhalt und Zeitpunkt der Mitteilungen

(1) Die Mitteilungen sind den Finanzbehdrden nach MaRgabe des § 93¢ der Abgabenordnung nach amtlich
vorgeschriebenem Datensatz Uber die amtlich bestimmte Schnittstelle zu Ubermitteln. Zur Sicherstellung der
Besteuerung sind neben den in § 93¢ Absatz 1 Nummer 2 der Abgabenordnung genannten Angaben auch
folgende Angaben zu lGbermitteln:

1. bei Mitteilungen lber Zahlungen:
a) der Grund der Zahlung oder die Art des der Zahlung zugrundeliegenden Anspruchs,

b) die Héhe der jeweils gewahrten Zahlung,
) der Zeitraum oder Zeitpunkt, fur den die Zahlung gewahrt wird,
d) das Datum der Zahlung oder der Zahlungsanordnung sowie
e) bei unbarer Zahlung die Bankverbindung flr das Konto, auf das die Leistung erbracht wurde.
2. bei Mitteilungen lber Verwaltungsakte der Gegenstand und der Umfang der Genehmigung, Erlaubnis oder

gewahrten Leistung.

Werden mitzuteilende Zahlungen in einem spateren Kalenderjahr ganz oder teilweise zurlckerstattet, ist die
Rlckzahlung abweichend von § 93c Absatz 3 der Abgabenordnung eigenstandig und unter Angabe des Datums,
an dem die Zahlung bei der mitteilungspflichtigen Stelle eingegangen ist, mitzuteilen.

(2) Mitteilungen nach § 6 Absatz 2 sind abweichend von § 93¢ Absatz 1 Nummer 1 der Abgabenordnung
unverzuglich zu Ubermitteln. Mitteilungen nach den §§ 4 und 6 Absatz 1 sind abweichend von § 93c Absatz 1
Nummer 1 der Abgabenordnung mindestens vierteljahrlich zu Gbermitteln.
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(3) Mitteilungen nach den §§ 2 bis 6 fur das Kalenderjahr 2024 sind bis 2. Marz 2026 elektronisch zu Gbermitteln.
Liegen die Voraussetzungen fiir die elektronische Ubermittlung von Mitteilungen nach den §§ 2 bis 6 fir die
Kalenderjahre 2024 und 2025 bei der mitteilungspflichtigen Stelle am 2. Marz 2026 noch nicht vor, kann die
oberste Finanzbehdrde des Landes, in dem die mitteilungspflichtige Stelle ihren Sitz hat, auf begrindeten Antrag
die Frist zur elektronischen Ubermittlung der Mitteilungen héchstens bis 1. Marz 2027 verldngern. Soweit die
mitteilungspflichtige Stelle Mitteilungen nach den §§ 2 bis 6 nicht elektronisch Gbermitteln kann, weil sie die
nach dem amtlich vorgeschriebenen Datensatz zwingend erforderlichen Daten auch nach Ausschépfung der ihr
zumutbaren Ermittlungsmadglichkeiten nicht beschaffen kann, kann die oberste Finanzbehérde des Landes, in
dem die mitteilungspflichtige Stelle ihren Sitz hat, auf begriindeten Antrag unter Vorbehalt des Widerrufs mit
Wirkung fur die Zukunft gestatten, Mitteilungen nach den §§ 2 bis 6 fur die Kalenderjahre ab 2024 nach amtlich
vorgeschriebenem Formular an die oberste Landesfinanzbehérde oder die von ihr bestimmte Finanzbehérde
schriftlich zu Ubersenden. Das Bundesministerium der Finanzen ist Uber eine Mallnahme nach Satz 2 oder Satz 3
zu unterrichten.

FuBnote

(+++ § 8: Zur erstmaligen Anwendung vgl. § 13 +++)

§8 9 und 10 (weggefallen)

3. Teil
Unterrichtung des Betroffenen

§§ 11 und 12 (weggefallen)

4. Teil
Anwendungsbestimmung und Besondere Vorschriften

§ 13 Anwendungszeitpunkt

(1) Den Zeitpunkt der erstmaligen Anwendung des § 8 in der am 1. Januar 2025 geltenden Fassung bestimmt das
Bundesministerium der Finanzen im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehdrden der Lander durch ein im
Bundessteuerblatt zu verdffentlichendes Schreiben. Bis zu diesem Zeitpunkt sind die §§ 8 bis 12 in der am 31.
Dezember 2024 geltenden Fassung weiter anzuwenden.

(2) § 4a in der am 1. Januar 2025 geltenden Fassung ist erstmals ab 1. Januar 2027 anzuwenden; bis 31.
Dezember 2026 ist § 4a in der am 31. Dezember 2024 geltenden Fassung weiterhin anzuwenden. Wenn die
technischen und organisatorischen Voraussetzungen fir die Anwendung von § 4a in der am 1. Januar 2025
geltenden Fassung bereits zu einem friiheren Zeitpunkt vorliegen, kann das Bundesministerium der Finanzen im
Benehmen mit dem Bundesministerium der Justiz einen friheren erstmaligen Anwendungszeitpunkt bestimmen.
Ein nach Satz 2 bestimmter Anwendungszeitpunkt ist im Bundessteuerblatt Teil | bekanntzugeben.

§ 13a Mitteilungen uber Billigkeitsleistungen zur temporaren Kostendampfung des Erdgas- und
Strompreisanstiegs nach dem Energiekostendampfungsprogramm *

(1) Das Bundesamt fur Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle hat als mitteilungspflichtige Stelle (§ 93¢ Absatz

1 der Abgabenordnung) den Finanzbehérden aus Anlass des Erdgas- und Strompreisanstiegs nach dem

Energiekostenddmpfungsprogramm bewilligte Leistungen nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz Gber die
amtlich bestimmte Schnittstelle nach MalRgabe des § 93c der Abgabenordnung mitzuteilen.

(2) Zur Sicherstellung der Besteuerung sind neben den in § 93c Absatz 1 Nummer 2 der Abgabenordnung
genannten Angaben folgende Angaben mitzuteilen:

1. die Art und die Héhe der jeweils gewahrten Zahlung,

2 das Datum, an dem die Zahlung bewilligt wurde,

3. das Datum der Zahlung und

4 bei unbarer Zahlung die Bankverbindung fir das Konto, auf das die Zahlungen geleistet wurden.
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Werden nach Satz 1 mitzuteilende Zahlungen in einem spateren Kalenderjahr ganz oder teilweise zurickerstattet,
ist die Rickzahlung abweichend von § 93¢ Absatz 3 der Abgabenordnung vom Bundesamt fur Wirtschaft und
Ausfuhrkontrolle unter Angabe des Datums, an dem die Zahlung bei ihm eingegangen ist, mitzuteilen.

(3) Mitteilungen Uber im Kalenderjahr 2022 ausgezahlte Leistungen sind abweichend von § 93¢ Absatz 1 Nummer
1 der Abgabenordnung nach Veroéffentlichung des amtlich vorgeschriebenen Datensatzes und der Freigabe

der amtlich bestimmten Schnittstelle bis zum 31. Dezember 2025 zu Ubermitteln. Das Bundesministerium der
Finanzen kann im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehdrden der Lander die Frist nach Satz 1 durch ein im
Bundessteuerblatt Teil | zu veréffentlichendes Schreiben verlangern, sofern die technischen Voraussetzungen fur
die Annahme der Mitteilungen nicht rechtzeitig vorliegen. Auf begriindeten Antrag des Bundesamts fur Wirtschaft
und Ausfuhrkontrolle kann die oberste Finanzbehdrde desjenigen Landes, in dem das Bundesamt fir Wirtschaft
und Ausfuhrkontrolle seinen Sitz hat, diesem die Frist nach den Satzen 1 oder 2 um langstens zehn Monate
verlangern, sofern die technischen Voraussetzungen fiir die Ubersendung der Mitteilungen bei dem Bundesamt
far Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle nicht rechtzeitig vorliegen; das Bundesministerium der Finanzen ist Gber eine
gewahrte Fristverlangerung zu unterrichten.

(4) Von den Absatzen 1 bis 3 abweichende Bestimmungen dieser Verordnung sind nicht anzuwenden. § 1 Absatz 2
und § 2 Absatz 2 bleiben unberihrt. Mitteilungspflichten Uber Leistungen im Sinne des Absatzes 1 Satz 1, die sich
nach anderen Bestimmungen dieser Verordnung ergeben, sind nicht anzuwenden.

* § 13a tritt gemaRl Artikel 11 Absatz 4 der Verordnung vom 19. Dezember 2022 (BGBI. | S. 2432) am 1.
Januar 2030 auBer Kraft.

§ 14 Mitteilungen luber offentliche Hilfsleistungen aus Anlass der Starkregen- und
Hochwasserkatastrophe im Juli 2021 *

(1) Behérden und andere 6ffentliche Stellen haben als mitteilungspflichtige Stellen (§ 93¢ Absatz 1 der
Abgabenordnung) den Finanzbehdrden aus Anlass der Starkregen- und Hochwasserkatastrophe im Juli 2021 als
Aufbauhilfen des Bundes und der Lander aus den Mitteln des Fonds , Aufbauhilfe 2021" bewilligte Leistungen
nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz Uber die amtlich bestimmte Schnittstelle nach MaRgabe des § 93c der
Abgabenordnung mitzuteilen; mitzuteilen sind Leistungen an

1. Privathaushalte,

2 gewerbliche Unternehmen, Selbstandige und Angehdrige der freien Berufe,

3. Wohnungsunternehmen und Vermieter von Wohnraum,

4 Vermieter und Verpachter von ganz oder teilweise fur eine gewerbliche, selbstandige oder freiberufliche

Tatigkeit genutzten Gebauden oder Gebaudeteilen,
5. Betriebe der Land- und Forstwirtschaft und ahnliche Betriebe, Betriebe der Fischerei und Aquakultur.

(2) Zur Sicherstellung der Besteuerung sind neben den in § 93c Absatz 1 Nummer 2 der Abgabenordnung
genannten Angaben folgende Angaben mitzuteilen:

1. die Art und die Hohe der im jeweils vorangegangenen Kalenderjahr gewahrten Zahlung,

2 soweit vorhanden, das Objekt, flir das die Zahlung bewilligt wurde,

3 das Datum, an dem die Zahlung bewilligt wurde,

4, das Datum der Zahlung und

5 bei unbarer Zahlung die Bankverbindung fur das Konto, auf das die Zahlung geleistet wurde.

Werden nach Satz 1 mitzuteilende Zahlungen in einem spateren Kalenderjahr ganz oder teilweise zurlickerstattet,
ist die Rickzahlung abweichend von § 93¢ Absatz 3 der Abgabenordnung von der mitteilungspflichtigen Stelle
unter Angabe des Datums, an dem die Zahlung bei der mitteilungspflichtigen Stelle eingegangen ist, mitzuteilen.

(3) Abweichend von § 93c Absatz 1 Nummer 1 der Abgabenordnung sind Mitteilungen nach Absatz 1 nach
Vero6ffentlichung des amtlich vorgeschriebenen Datensatzes und der Freigabe der amtlich bestimmten
Schnittstelle fur im Kalenderjahr 2021 ausgezahlte Leistungen bis zum 31. Dezember 2022 sowie fir in den
Folgejahren ausgezahlte Leistungen bis zum 30. April des auf das Jahr der Auszahlung folgenden Jahres zu
Ubermitteln. Das Bundesministerium der Finanzen kann im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehdrden der
Lander die Frist nach Satz 1 durch ein im Bundessteuerblatt Teil | zu ver6ffentlichendes Schreiben verlangern,
sofern die technischen Voraussetzungen fir die Annahme der Mitteilungen nicht rechtzeitig vorliegen. Auf
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begrindeten Antrag einer mitteilungspflichtigen Stelle kann die oberste Finanzbehdrde desjenigen Landes, in
dem die mitteilungspflichtige Stelle ihren Sitz hat, dieser die Frist nach Satz 1 oder Satz 2 fir im Kalenderjahr
2021 ausgezahlte Leistungen um langstens zehn Monate und fir im Kalenderjahr 2022 ausgezahlte Leistungen
um langstens sechs Monate verlangern, sofern die technischen Voraussetzungen fiir die Ubersendung der
Mitteilungen bei der mitteilungspflichtigen Stelle nicht rechtzeitig vorliegen; das Bundesministerium der Finanzen
ist Uber eine gewahrte Fristverlangerung zu unterrichten.

(4) Von den Absatzen 1 bis 3 abweichende Bestimmungen oder andere Mitteilungspflichten nach dieser
Verordnung sind nicht anzuwenden. § 1 Absatz 2 bleibt unberihrt. Das Bundesministerium der Finanzen oder die
obersten Finanzbehdrden der Lander kédnnen Ausnahmen von der Mitteilungspflicht nach Absatz 1 zulassen.

* § 14 tritt gemaR Artikel 3 Absatz 3 der Verordnung vom 25. Mai 2022 (BGBI. I S. 816) am 1. Januar 2030
auBer Kraft.

SchluBRformel

Der Bundesrat hat zugestimmt.

- Seite 6 von 6 -



	Verordnung über Mitteilungen an die Finanzbehörden durch andere Behörden und öffentlich-rechtliche Rundfunkanstalten (Mitteilungsverordnung - MV)
	Fußnote
	Eingangsformel 
	1. TeilAllgemeine Vorschriften
	§ 1 Grundsätze
	§ 2 Allgemeine Zahlungsmitteilungen
	§ 3 Honorare der Rundfunkanstalten
	§ 4 Wegfall oder Einschränkung einer steuerlichen Vergünstigung
	§ 4a Ordnungsgelder nach § 335 des Handelsgesetzbuchs
	Fußnote

	§ 5 Ausgleichs- und Abfindungszahlungen nach dem Flurbereinigungsgesetz
	§ 6 Gewerberechtliche Erlaubnisse und Gestattungen
	§ 7 Ausnahmen von der Mitteilungspflicht über Zahlungen
	Fußnote


	2. TeilMitteilungen
	§ 8 Form, Inhalt und Zeitpunkt der Mitteilungen
	Fußnote

	§§ 9 und 10 (weggefallen)

	3. TeilUnterrichtung des Betroffenen
	§§ 11 und 12 (weggefallen)

	4. TeilAnwendungsbestimmung und Besondere Vorschriften
	§ 13 Anwendungszeitpunkt
	§ 13a Mitteilungen über Billigkeitsleistungen zur temporären Kostendämpfung des Erdgas- und Strompreisanstiegs nach dem Energiekostendämpfungsprogramm *
	§ 14 Mitteilungen über öffentliche Hilfsleistungen aus Anlass der Starkregen- und Hochwasserkatastrophe im Juli 2021 *
	Schlußformel 



